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Wiedererlangung Wettbewerbsfähigkeit – Verbesserung steuerliche 
Rahmenbedingungen 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
sowohl die gesamtwirtschaftliche Entwicklung als auch die Ergebnisse der im Juli 2023 vom 
Bundesfinanzministerium eingesetzten Expertenkommission „Vereinfachte 
Unternehmensteuer“1 verdeutlichen, dass eine Modernisierung und Entschlackung des 
deutschen Steuerrechts zur Wiederherstellung der Wettbewerbsfähigkeit dringend 
erforderlich sind. Wir möchten mit großer Sorge um unseren Standort Deutschland diesen 
Befund unterstreichen und insbesondere auf folgende Aspekte mit Handlungsbedarf 
hinweisen: 
 

➢ Bürokratieabbau und Digitalisierung 

➢ Wegfall Hemmnisse für Strukturwandel 

➢ Wiedererlangung Wettbewerbsfähigkeit bei Steuerbelastung/ Bemessungsgrundlage 

 
1. Bürokratieabbau und Digitalisierung 

Die Entwicklung des Steuerrechts ist durch Erlass unzähliger neuer Gesetze und 
Regelungen geprägt, die sowohl für die Steuerpflichtigen als auch für die Finanzverwaltung 
hohe bürokratische Belastungen mit sich bringen. Neue extensive Dokumentationspflichten, 
Nachweiserfordernisse etc. führen zu erheblich höheren Personal-, Sach- sowie IT-Kosten, 
die Deutschland im internationalen Vergleich unattraktiver machen. Dazu kommt die ohnehin 
komplexe Steuerverwaltung mit 16 Bundesländern und BZSt, die Deutschland zunehmend 
weniger attraktiv als Standort für ausländische Investoren werden lassen. Weiterhin verliert 
die deutsche Finanzverwaltung, auch im internationalen Vergleich, immer mehr den 
Anschluss in Bezug auf die Digitalisierung.  
  

 
1 Der Abschlussbericht der Expertenkommission wurde am 12. Juli 2024 an den ehemaligen 
Bundesfinanzminister Christian Lindner übergeben; abrufbar unter 
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschueren_Bestellservice/bericht-
kommission-vereinfachte-unternehmensteuer.html 

mailto:finanzausschuss@bundestag.de
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschueren_Bestellservice/bericht-kommission-vereinfachte-unternehmensteuer.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschueren_Bestellservice/bericht-kommission-vereinfachte-unternehmensteuer.html


Exemplarisch seien nachfolgend einige Änderungsvorschläge benannt: 
 

• Bundesweit einheitliche Standardisierung/Digitalisierung des Verfahrens, insbes. aller 

Steuerbescheide und Kommunikationswege mit der Finanzverwaltung 

• „Once-Only-Prinzip“: Informationen müssen nur einmal zentral übermittelt werden 

• Betriebsprüfungen: fokussiertere Prüfungen mit zeitnäheren Veranlagungen und 

Rechtsbehelfsverfahren, sonst Recht des Steuerpflichtigen auf Sprungklage; 

gleichfalls Reduktion und Beschleunigung der Verständigungsverfahren 

• Klare Zuständigkeiten und echte Koordination zwischen Bundes- und 

Landesbetriebsprüfern 

• Entschlackung, Harmonisierung sowie Vereinfachung von Melde- und 

Nachweispflichten, z. B. § 138 Abs. 2 AO, § 12 Steueroasen-Abwehrgesetz, Vorlage 

von Verrechnungspreisdokumentation nur auf Aufforderung (§ 90 AO - keine 

unnötige Anfertigung von Unterlagen auf Vorrat), keine Mehrfachmeldungen nach     

§ 153 AO in Konzernstrukturen, etc. 

• Harmonisierung von CbCR Vorgaben z.B.: CbCR  OECD / Public  CbCR / Qualified 

CbCR für Pillar 2 / EU (§§ 342 ff HGB) / GRI 207 Tax sowie sektorspezifische CbCRs 

(z.B. § 26a KWG); Anpassung zu veröffentlichender Daten an den globalen Standard 

• Streichung von überholten (Sonder-) Regeln, z. B. § 5 Abs. 1 Sätze 2 und 3 EStG – 

Führung gesonderter Verzeichnisse bei Wahlrechtsausübung inkl. der Einzelangaben 

• Vereinfachung der steuerlichen Regeln für Sachzuwendungen und Harmonisierung 

von Steuer- und Sozialversicherungsrecht 

• Abschaffung Aktionärsidentifikationsabfrage gem. § 45b Abs. 9 EStG 

• Umwandlungssteuerrecht: Steuerneutrale Buchwertverknüpfung als Regelfall  

 
 
2. Wegfall von Hemmnissen für Strukturwandel 

Der Strukturwandel unterliegt in erheblichem Umfang Zusatzbelastungen, die die 
Fortentwicklung unternehmerischen Handelns bzw. den Erhalt von Unternehmen und 
Arbeitsplätzen zum Teil in entscheidender Weise behindern oder sogar unmöglich machen. 
Insoweit sollten insbesondere die nachfolgenden Umstrukturierungshemmnisse abgebaut 
werden:  
 

I. Sanierung 

Bei positiver Fortführungsprognose und zur Sicherung von Arbeitsplätzen sollten 
Sanierungsmaßnahmen – auch durch die Gesellschafter - grundsätzlich nicht steuerlich 
belastet werden. Denn es handelt sich bei einer Sanierung um Investitionen in den Standort 
und in den Erhalt von Arbeitsplätzen. 
 
 
  



 
II. Wegfall von Verlusten belastet Strukturwandel  

Auch der Grundsatz des Verlustuntergangs mit Eigentümerwechsel erschwert den 
Strukturwandel erheblich. Verluste sind Betriebsausgaben, die sich steuerlich noch nicht 
ausgewirkt haben. Im Rahmen eines Eigentümerwechsels muss der Übernehmer zwar die 
Sanierung des Verlustbetriebs finanzieren, wird aber so besteuert, als hätte das 
Unternehmen bislang Gewinne erzielt. Der Übernehmer ist damit gegenüber einem Verlust-
Unternehmen ohne Eigentümerwechsel klar benachteiligt. Bisherige Sondernormen haben 
sich in der Praxis als nicht tauglich erwiesen. 
 
III. Vereinfachung der Umstrukturierung von Unternehmen 

 
Reorganisationen von Unternehmen, deren Aufteilung oder Abspaltung in besser 
überlebensfähige bzw. wettbewerbsfähige Einheiten werden durch die äußerst strengen 
Vorgaben des Umwandlungssteuerrechts stark belastet bzw. behindert oder sogar 
unmöglich gemacht. Eine Abschaffung des Teilbetriebserfordernisses bzw. alternativ die 
Weiterentwicklung des Teilbetriebsbegriffs sowie die Harmonisierung und sachgerechte 
Verkürzung von Sperr- bzw. Haltefristen stellen einen weiteren wichtigen Baustein dar, um 
die nachteilige Belastung des Strukturwandels zu mindern. 
 
 
3. Wiedererlangung Wettbewerbsfähigkeit bei Steuerbelastung / 

Bemessungsgrundlage. 

Die Steuerbelastung deutscher Unternehmen ist im internationalen Vergleich mit den 
anderen großen wirtschaftlich starken Industrieländern mittlerweile an der Spitze 
angekommen. Dies betrifft sowohl die nominalen Steuersätze als auch die immer breiter 
gewordenen Bemessungsgrundlagen, die die effektive Steuerlast weiter in die Höhe 
getrieben haben. Für die Wiedergewinnung einer internationalen Standortattraktivität darf 
sich die deutsche Politik nicht der Tatsache verschließen, dass der Investitionsstandort keine 
Attraktivität zurückgewinnen wird, wenn Deutschland nicht den Anschluss an ein 
international akzeptables Belastungsniveau für Unternehmen findet. Dieses kann zwischen 
20-25 % verortet werden. 
 
Als politisches Signal an die Märkte könnte es diesbezüglich bereits sehr hilfreich sein, in 
einem Stufenplan eine entsprechende Absenkung vorzusehen und gesetzlich zu fixieren. 
 
Neben der Anpassung der Steuersätze sollte die Komplexität und Streitanfälligkeit bei der 
Gewerbesteuer durch weitgehende Streichung der gewerbesteuerlichen Hinzurechnungen 
und Kürzungen reduziert werden und die Organschaft durch eine einfachere 
Gruppenbesteuerung ohne Ergebnisabführungsvertrag ersetzt werden.  
 
Dringenden Änderungsbedarf gibt es – auch im internationalen Vergleich – bezüglich der 
Rückkehr zu einer systematischen Berücksichtigung von Verlusten, beim 
Quellensteuereinbehalt auf grenzüberschreitende Vergütungen und bei der Anrechnung 
ausländischer Steuern: der Verlustrücktrag sollte zeitlich und betraglich erweitert werden, die 
Mindestbesteuerung beim Verlustvortrag sollte gestrichen und die gewerbesteuerliche 
Verlustberücksichtigung an die körperschaftsteuerlichen Regelungen angepasst werden. 
Neben verfahrensrechtlichen Vereinfachungen beim Quellensteuereinbehalt, die zu einer 
merklichen administrativen Entlastung sowohl der Steuerpflichtigen als auch der 
Finanzverwaltung führen könnten, sollten bei der Anrechnung ausländischer Steuern 
bestehende Anrechnungshindernisse abgebaut, ein Anrechnungsvortrag eingeführt und eine 
Anrechnung auf die Gewerbesteuer ermöglicht werden.  
 



An dieser Stelle haben wir das Umsatzsteuerrecht ausgelassen, obwohl hier z. B. im 
Rahmen der Organschaft noch erhebliche Verbesserungen notwendig sind. 
 
Schließlich sind für die Attraktivität des Wirtschaftsstandortes Deutschland für ausländische 
Investoren auch im Bereich der Besteuerung „weiche Standortfaktoren“ von nicht zu 
unterschätzender Bedeutung. Zu diesen weichen Standortfaktoren zählt unter anderem, 
dass die Finanzverwaltungen mit den Steuerpflichtigen vertrauensvoll und kooperativ 
zusammenarbeiten. Die Bereitschaft hierzu ist zwar in der Praxis bereits anzutreffen, sollte 
aber weiterentwickelt werden, um zur Schaffung eines investitionsfreundlicheren Klimas 
beizutragen. 
 
                                                              ******** 
Die vorstehenden Aspekte sind die Spitze des Eisbergs. Generell verweisen wir insbes. 
nochmals auf die Vorschläge der vom Bundesfinanzministerium eingesetzten 
Expertenkommission „Vereinfachte Unternehmensteuer“. 
 
Darüber hinaus würden wir einen persönlichen Austausch sehr begrüßen und stehen 
entsprechend gerne auch für weiterführende Gespräche zur Verfügung, damit der 
Arbeitskreis Steuern der Schmalenbach-Gesellschaft die Überlegungen und die Vielzahl der 
Einzelfälle näher erläutern sowie Notwendigkeit und Zielwirksamkeit der Maßnahmen 
darlegen kann. 
 
 
Für Rückfragen stehen wir jederzeit zur Verfügung. 
 
Freundliche Grüße 
 
 

        
Prof. Dr. Deborah Schanz     Sylvia Heckmeier 
Leiterinnen des Arbeitskreises 
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